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Stabilisierung des Verbandstarif-
vertrags: Widersprüchliche Impulse 
der Rechtsordnung?

Die Verbandstarifbindung hat in den vergangenen 30 Jahren deutlich an Bedeutung ver-
loren. Die Ursachen hierfür sind vielfältig und liegen teils in den Verbänden selbst, teils 
im wirtschaftlichen Umfeld, teils aber auch in den Rahmenbedingungen, welche die 
Rechtsordnung vorgibt. Der Beitrag untersucht, an welchen Stellen die Rechtsordnung 
Anteil an dieser Entwicklung hat, wo sie bereits jetzt stabilisierend auf den Verbandstarif-
vertrag wirkt und welche Reformperspektiven für einen zukunftsfähigen Verbandstarif-
vertrag notwendig und erkennbar sind.

MANFRED WALSER

1.  Einleitende Bemerkungen und  
Hintergrund

Verbandstarifverträge sind immer noch das zentrale Inst-

rument für die Gestaltung der Arbeitsbedingungen in 

Deutschland. Sie werden von einer oder mehreren Gewerk-

schaften auf der einen Seite und einem oder mehreren Ar-

beitgeberverbänden auf der anderen Seite (vgl. § 2 Abs. 1 

Tarifvertragsgesetz (TVG)) oder von deren Spitzenverbän-

den (vgl. § 2 Abs. 2 TVG) abgeschlossen und sollen in ihrem 

Geltungsbereich einheitliche Arbeitsbedingungen schaffen.

Allerdings geht die Tarifbindung in Deutschland konti-

nuierlich zurück. Geht man von der Zahl der Beschäftigten 

aus, ist zwar immer noch mit 53 % eine knappe Mehrheit 

der westdeutschen Arbeitgeber unmittelbar an einen Ver-

bandstarifvertrag gebunden, weitere 20 % orientieren sich 

an einem solchen, 7 % sind durch einen Firmentarifvertrag 

gebunden, aber immerhin sind auch 20 % vollständig ohne 

Tarifbindung. In Ostdeutschland sind die Zahlen noch deut-

lich dramatischer. Zwischen 1996 und 2012 ist in West-

deutschland die Tarifbindung um 17 und in Ostdeutschland 

auf deutlich niedrigerem Niveau um 20 Prozentpunkte zu-

rückgegangen. In mehreren Branchen zeigt sich dies noch 

ausgeprägter, so arbeiten beispielsweise im Gastgewerbe in 

Westdeutschland 56 % und in Ostdeutschland sogar 68 % 

der Beschäftigten in einem Betrieb ohne Tarifbindung (Ell-

guth/Kohaut 2013, S. 282). 

Offensichtlich kann der Verbandstarifvertrag seinen 

vorrangigen Anspruch, nämlich den Schutz der Arbeit-

nehmer zu gewährleisten, indem ihre strukturelle Unter-

legenheit gegenüber der Arbeitgeberseite durch kollektives 

Handeln ausgeglichen wird,1 nicht mehr überall einlösen. 

Daher stellt sich die Frage, ob die Rechtsordnung selbst 

einen Anteil an dieser Entwicklung hat und wie dem auf 

rechtlicher Ebene entgegengesteuert werden kann. Denn 

– so das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) – es ist die 

Aufgabe der Rechtsordnung, einen Rahmen für ein funk-

tionierendes Tarifvertragssystem zur Verfügung zu stellen, 

damit Tarifverträge überhaupt zustande kommen kön-

nen.2

Nachfolgend soll daher zunächst untersucht werden, 

welchen Platz der Verbandstarifvertrag im deutschen Ta-

rifrecht einnimmt. Darauf aufbauend soll anhand einzelner 

Beispiele dargestellt werden, wo in der Rechtsordnung Im-

pulse zu finden sind, die sich positiv oder negativ auf die 

Verbandstarifbindung auswirken, und welche Reformper-

spektiven sich dadurch bieten.

 1 Vgl. BVerfg, 04.07.1995 – 1 BvF 2/86 u. a., AP AFg § 116 

nr. 4.

 2 Vgl. bereits BVerfg, 18.11.1954 – 1 BvR 629/52, BVerfge 4, 

96 (106).
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2.  Verbandstarifvertrag als Leitbild der 
Rechtsordnung?

Das Grundgesetz (GG) steht der Frage, auf welcher Ebene 

ein Tarifvertrag abgeschlossen wird, neutral gegenüber 

(Dieterich 2013, Art. 9 GG Rn. 55). Die Tarifautonomie 

wird zwar aus der in Art. 9 Abs. 3 GG garantierten Koaliti-

onsfreiheit abgeleitet und bezweckt damit eine „im öffent-

lichen Interesse liegende autonome Ordnung des Arbeits-

lebens durch Koalitionen“.3 Zur Tarifautonomie gehört aber 

auch, dass die Koalitionen selbst entscheiden können, auf 

welcher Ebene sie Tarifverträge abschließen möchten (Ga-

millscheg 1997, S. 504).

Auch auf einfachgesetzlicher Ebene sind dem TVG zwar 

Indizien zu entnehmen, dass ihm der Regelfall des Verbands-

tarifvertrags zugrunde gelegen hat. In erster Linie ist dabei 

an die enge Verknüpfung der Tarifbindung mit der Verbands-

mitgliedschaft in § 3 Abs. 1, 4 Abs. 1 TVG zu denken, die 

Hanau (2012, S. 825) als „Grundgedanke des deutschen Ta-

rifvertragsrechts“ bezeichnet. Eine rechtliche Konsequenz 

für eine allgemeine rechtliche Privilegierung des Verbands-

tarifvertrags lässt sich aber auch hieraus nicht ableiten. 

Vielmehr fordert § 2 Abs. 1 TVG lediglich, dass auf Ar-

beitnehmerseite ein Verband agieren muss, während auf 

Arbeitgeberseite explizit auch der einzelne Arbeitgeber Ta-

rifpartner sein kann. Die Arbeitgebereigenschaft reicht für 

dessen Tariffähigkeit aus.4 Dies ist für das Funktionieren 

des deutschen Tarifvertragssystems wesentlich, da nur so 

sichergestellt werden kann, dass die Gewerkschaften auf 

Arbeitgeberseite stets einen Ansprechpartner vorfinden. So 

ist es dann beispielsweise auch möglich, dass die Gewerk-

schaft einen Arbeitgeber, der aus dem Verband ausgetreten 

ist, über einen (erstreikbaren) Firmentarifvertrag wieder an 

das Verbandstarifniveau heranführt.

Gleichermaßen macht die Rechtsordnung keine Vor-

schriften in Bezug auf die Organisationsweise der Verbän-

de. Dass diese sich nach dem Zweiten Weltkrieg als Reak-

tion auf die Zersplitterung in der Weimarer Republik nach 

dem Industrieverbandsprinzip organisiert haben und sich 

ihre Tarifzuständigkeit damit jeweils auf eine bestimmte 

Branche bzw. auf ein bestimmtes Gebiet beschränkt (Kittner 

2011, Geschichte Rn. 65), liegt in ihrer autonomen Entschei-

dung. Sie können ihre Zuständigkeit frei wählen, müssen 

diese aber in der Satzung eindeutig festlegen.5 Gewerkschaf-

ten müssen dabei allerdings beachten, dass ein zu weit ge-

fasster Zuständigkeitsbereich zum Verlust der sozialen 

Mächtigkeit und damit ihrer Tariffähigkeit führen kann.6 

Sehr wohl durch Art. 9 Abs. 3 GG geschützt ist hingegen 

die Funktionsfähigkeit der Tarifautonomie, für die der Staat 

das erforderliche Instrumentarium bereitstellen muss.7 

Funktionsfähig ist die Tarifautonomie, wenn sie die durch 

die Rechtsprechung des BVerfG entwickelten Funktionen 

erfüllen kann, namentlich den Schutz der Arbeitnehmer,8 

die Schaffung einer sinnvollen Ordnung des Arbeitslebens9 

sowie die Friedensfunktion, durch die das politische System 

von sozialen Konflikten entlastet werden soll.10 Eine verfas-

sungsrechtliche Pflicht des Staates zum Tätigwerden ent-

steht insbesondere dann, wenn sich ein strukturelles Un-

gleichgewicht zwischen den Tarifparteien entwickelt (dazu 

Dieterich 2013, Art. 9 GG; Däubler 2012 a, Einl. Rn. 129). 

Vermindert sich durch die Schwächung des Verbandstarif-

vertrags auch die Funktionsfähigkeit der Tarifautonomie, 

können stabilisierende Maßnahmen durch Rechtsprechung 

und Gesetzgebung rechtlich geboten sein. 

3.  Erosionspunkte der (Verbands-) 
Tarifbindung

Die einleitend angedeutete „Erosion“ des Verbandstarifver-

trags hat zahlreiche Facetten und bewegt sich zwischen einer 

moderaten Flexibilisierung (z.B. durch Öffnungsklauseln) 

bis hin zu vollständiger Tariflosigkeit mit allen dazwischen 

liegenden Schattierungen. Allen gemein ist, dass die Nor-

mierungskraft des Verbandstarifvertrags, also seine Fähigkeit, 

in seinem Geltungsbereich einheitliche verbindliche Arbeits-

bedingungen zu schaffen, abnimmt. Dies kann dadurch er-

folgen, dass Arbeitgeber versuchen, die Tarifbindung abzu-

streifen (Abschnitt 3.1), dass der Tarifvertrag flexibilisiert 

wird und damit keine einheitlichen Bedingungen mehr zur 

Verfügung stellt (3.2) oder dass sich der Rahmen für seine 

Akteure verändert (3.3). Die Rolle der Rechtsordnung kann 

sowohl in einer passiven Akzeptanz dieser Entwicklung be-

stehen wie auch in einer aktiven Einflussnahme. Dies soll 

nachfolgend an einigen Beispielen illustriert werden.

3.1 Tarifflucht

3.1.1 OT-Mitgliedschaften

Ein wichtiges Beispiel für die Ambivalenz der Signale der 

Rechtsordnung an das Tarifvertragssystem sind Mitglied-

schaften ohne Tarifbindung in Arbeitgeberverbänden (OT-

 3 BVerfg, 01.12.2010 – 1 BvR 2593/09, AP nr. 146 zu Art. 9 gg.

 4 Vgl. BAg, 20.11.1990 – 1 ABR 62/89, AP nr. 40 zu § 2 tVg.

 5 Vgl. BAg, 12.12.1995 – 1 ABR 27/95, AP nr. 8 zu § 2 tVg ta-

rifzuständigkeit.

 6 Vgl. BAg, 10.02.2009 – 1 ABR 36/08, AP nr. 138 zu Art 9 gg.

 7 Vgl. bereits BVerfg, 18.11.1954 – 1 BvR 629/52, BVerfge 4, 

96 (106).

 8 Vgl. BVerfg, 04.07.1995 – 1 BvF 2/86 u. a., AP AFg § 116 nr. 4.

 9 Vgl. BVerfg, 18.11.1954 – 1 BvR 629/52, BVerfge 4, 96.

10 Vgl. BVerfg, 06.05.1964 – 1 BvR 79/62, BVerfge 18, 18.
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Mitgliedschaften). Die Arbeitgeberverbände antworteten 

auf ihre Mitgliederkrise ab den 1990er Jahren mit der Ein-

führung von OT-Mitgliedschaften; mittlerweile bietet schon 

fast ein Drittel aller Arbeitgeberverbände solche Mitglied-

schaftsformen an (Behrens 2011, S. 137). Ihre Attraktivität 

bei den Unternehmen – so das Kalkül – soll vor allem für 

kleine und mittelständische Unternehmen steigen, indem 

diese die Serviceleistungen des Verbandes in Anspruch neh-

men können, ohne sich jedoch der Tarifbindung nach § 3 

Abs. 1 TVG unterwerfen zu müssen. Der Wert der Tarif-

ergebnisse mit solchen Verbänden sinkt jedoch augen-

scheinlich und die Arbeitgeberverbände entfernen sich 

zunehmend von ihrer ursprünglichen Hauptaufgabe, näm-

lich der Tarifpolitik.11 

Die rechtliche Zulässigkeit von OT-Mitgliedschaften war 

lange grundsätzlich umstritten, da die zwingende Wirkung 

von Tarifverträgen gemäß den §§ 3 und 4 TVG für Ver-

bandsmitglieder auf diese Weise zur Disposition gestellt 

wird (dazu Deinert 2011a, § 8 Rn. 5). Außerdem erlangen 

Verbände, sofern sie auch den kurzfristigen Wechsel in die 

OT-Mitgliedschaft erlauben, eine erhebliche zusätzliche 

Machtressource in Tarifverhandlungen. Mit dem Beschluss 

des 1. Senats des Bundesarbeitsgerichts (BAG) vom 

18.7.200612 ist diese Mitgliedschaftsform jedoch höchstrich-

terlich sanktioniert. Das BAG (insbesondere der 4. Senat) 

macht dann allerdings einige Vorgaben in Hinblick auf die 

Trennung des tarifgebundenen und des nicht tarifgebunde-

nen Teils des Verbandes und stellt dabei auf die Ausgestal-

tung der Satzung dieser Verbände ab. Die OT-Mitglieder 

dürfen keinen Einfluss auf die Entscheidung des Arbeitge-

berverbandes in Bezug auf die Tarifverhandlungen und/

oder Arbeitskämpfe nehmen können.13 Außerdem muss der 

Wechsel für die Gewerkschaft transparent erfolgen, sonst 

ist er zumindest in tarifrechtlicher Hinsicht unwirksam und 

der Arbeitgeber bleibt an den Tarifvertrag gebunden, über 

den verhandelt worden ist.14 Die Rechtsprechung akzeptiert 

also auf der einen Seite die verbandliche Gestaltung, ver-

sucht dann aber die negativen Auswirkungen auf das Tarif-

system abzumildern.

3.1.2  Drittpersonaleinsatz und Tarifunter-
bietung

Die Impulse für das Tarifvertragssystem gehen jedoch nicht 

nur vom Tarifrecht selbst aus, sondern müssen in der ge-

samten Rechtsordnung gesucht werden. So wirkt sich der 

Ausbau der Leiharbeit durch das Erste Gesetz für Moderne 

Dienstleistungen am Arbeitsmarkt15 gleich in mehreren 

Formen auf den Verbandstarifvertrag aus:

– Der Arbeitgeber kann Teile der Stammbelegschaft durch 

Leiharbeitnehmer ersetzen, die dann nicht mehr unter die 

Tarifbindung des Betriebes fallen. 

– Die Tarifdispositivität des Gleichbehandlungsprinzips in 

der Leiharbeit (§§ 3 Abs. 1 Nr. 3 S. 2, 9 Nr. 2 Arbeitnehmer-

überlassungsgesetz (AÜG)), gepaart mit einem gegen null 

tendierenden Organisationsgrad der Leiharbeitnehmer 

(Vanselow/Weinkopf 2008, S. 3), führt die Tarifautonomie 

in diesem Bereich ad absurdum, indem ihr nur mehr die 

Rolle zukommt, die Arbeitsbedingungen unter das gesetz-

liche Niveau zu senken (dazu etwa Lembke 2005, S. 499). 

– Durch das niedrige Lohnniveau in dieser Branche (wie 

auch bei anderen prekären Beschäftigungsformen) wird 

darüber hinaus die Verhandlungsmacht der Gewerkschaften 

in Tarifverhandlungen insgesamt geschwächt (Schirge 2010, 

S. 658).

Die Reaktion des Gesetzgebers war die Einführung des § 3a 

AÜG im März 2011, durch den ein tarifliches Mindestentgelt 

per Rechtsverordnung auf Außenseiter erstreckt werden 

kann. Allerdings schafft diese Bestimmung lediglich im 

untersten Lohnsegment der Leiharbeit Linderung, hilft aber 

bei den übrigen Fragen in Hinblick auf das Tarifvertrags-

system wenig.

Auch nur teilweise Abhilfe schafft die neuere BAG-

Rechtsprechung zur Tariffähigkeit und Gewerkschaftsei-

genschaft.16 Die Annahme von Gamillscheg, dass sich das 

Problem von Gewerkschaften, die ein „bloßes Gerippe“ (Ga-

millscheg 1997, S. 473) darstellten, von selbst lösen würde, 

hat sich gerade in Hinblick auf das AÜG nämlich nicht 

bewahrheitet, vielmehr konnten sich solche fragwürdigen 

„Gewerkschaften“ im Nachgang der AÜG-Reform 2003 eta-

blieren (Dribbusch 2009). Eine Zulassung von Gewerkschaf-

ten wie in anderen Staaten gibt es in Deutschland gerade 

nicht (zum Rechtsvergleich vgl. Junker 2009, S. 6). Entschei-

dend ist die „Durchsetzungskraft gegenüber dem sozialen 

Gegenspieler“, wobei das BAG hierzu nun vorrangig an der 

Mitgliederzahl ansetzt und nicht mehr nur die bereits ab-

geschlossenen Tarifverträge als durchschlagendes Indiz 

heranzieht. Bei Spitzenorganisationen nach § 2 Abs. 3, in 

diesem Fall der Tarifgemeinschaft Christlicher Gewerk-

schaften für Zeitarbeit und Personal-Service-Agenturen 

(CGZP), muss zudem deren Organisationsbereich mit dem 

ihrer Mitglieder übereinstimmen.17

Die AÜG-Reform ist damit ein Beispiel dafür, wie 

Rechtsetzung die Normierungskraft des Verbands-

11 Vgl. BVerfg, 29.12.2004 – 1 BvR 2582/03 u.a., nZA 2005, 153.

12 BAg, 18.07.2006 – 1 ABR 36/05, AP tVg § 2 tarifzuständig-

keit nr. 19.

13 Vgl. BAg, 20.05.2009 – 4 AZR 230/08, AP nr. 42 zu § 3 tVg.

14 Vgl. BAg, 04.06.2008 – 4 AZR 419/07, AP nr. 38 zu § 3 tVg.

15 BgBl. i 2002, 4607.

16 BAg, 05.10.2010 – 1 ABR 88/09, AP tVg § 2 tariffähigkeit 

nr. 7; BAg, 14.12.2010 – 1 ABR 19/10, AP tVg § 2 tariffähig-

keit nr. 6.

17 BAg, 14.12.2010 – 1 ABR 19/10, AP tVg § 2 tariffähigkeit nr. 6.
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tarifvertrags schwächen kann. Darüber hinaus zeichnet 

sich derzeit eine Verlagerung des Problems in sogenannte 

Werkvertragsmodelle ab, nach denen nun nicht mehr Leih-

arbeitnehmer eingesetzt, sondern externe Unternehmen 

auf Werkvertragsbasis beauftragt werden, Tätigkeiten zu 

verrichten, die vorher selbst erledigt worden sind (Karthaus/

Klebe 2012, S. 418). Aufgrund der fehlenden Tarifbindung 

oder des niedrigeren Tarifniveaus in den Anbieterunter-

nehmen führen auch diese Modelle zu einer partiellen Ver-

drängung der Tarifbindung im Einsatzbetrieb (Koch/Wohl-

hüter 2012).

3.2  Flexibilisierung: Tarifliche Öffnungs-
klauseln

Ein wesentliches Prinzip des deutschen Tarifrechts stellt die 

strikte Trennung zwischen betrieblicher und tariflicher Ebe-

ne dar. Zum Ausdruck kommt diese unter anderem in § 77 

Abs. 3 Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG). Betriebsverein-

barungen sind danach nur dort erlaubt, wo keine tarifliche 

Regelung über Arbeitsentgelt oder sonstige Arbeitsbedin-

gungen besteht oder auch nur üblich ist. Dies gilt also auch 

für solche Betriebe, die selbst nicht tarifgebunden sind. Ins-

besondere nach der deutschen Wiedervereinigung wurde 

die Kritik an der angeblichen Starrheit der Verbandstarif-

verträge und der Ruf nach Flexibilisierung zugunsten be-

trieblicher Regelungen immer lauter (vgl. etwa die Nach-

weise bei Schrader 2001, S. 1337). Zunehmend wurden auch 

sogenannte „Betriebliche Bündnisse für Arbeit“ unter Miss-

achtung des § 77 Abs. 3 BetrVG geschlossen, in denen die 

Betriebsparteien zugunsten einer (befristeten) Beschäfti-

gungsgarantie eine Absenkung der Arbeitsbedingungen 

vereinbaren (vgl. bspw. Bispinck/Schulten 2003, S. 160; dazu 

auch unter 4.1.1). 

Die Tarifparteien antworteten auf diese Entwicklung mit 

einer Flexibilisierung des Verbandstarifvertrags durch Öff-

nungsklauseln. Auf ihrer Grundlage können einzelne Be-

triebe temporär oder dauerhaft von bestimmten Regelungen 

des für sie geltenden Tarifvertrags abweichen, müssen dabei 

aber die im Tarifvertrag definierten Kriterien und Verfahren 

einhalten. Waren solche Öffnungsklauseln ursprünglich nur 

für Betriebe in Notlagen vorgesehen, können sie mittler-

weile häufig auch zur allgemeinen Verbesserung von Wett-

bewerbs- und Innovationsfähigkeit eines Unternehmens 

eingesetzt werden (Bahnmüller 2010, S. 86f.). 

Durch den verbreiteten Einsatz von Öffnungsklauseln 

wird die dem BetrVG und TVG immanente Trennung von 

tariflicher und betrieblicher Ebene aufgeweicht und die 

einheitliche Geltung der Arbeitsbedingungen im Tarifgebiet 

eingeschränkt. Innerhalb der Gewerkschaften ist diese Po-

litik dementsprechend umstritten, was zu deutlichen Ab-

weichungen zwischen den unterschiedlichen Branchen ge-

führt hat, insbesondere was ihren Umfang und die 

verfahrenstechnischen Einschränkungen für die Nutzung 

der Öffnungsklauseln angeht (Haipeter 2009, S. 189f.; Bahn-

müller 2010, S. 96ff.).

Der Spielraum, den das BAG für Öffnungsklauseln be-

lässt, ist dabei relativ groß und basiert auf den §§ 4 Abs. 3 

Alt. 1 TVG, 77 Abs. 3 S. 2 BetrVG. Die Grenze der Zuläs-

sigkeit ist aber spätestens dann erreicht, wenn eine pauscha-

le Kompetenzverlagerung erfolgt (dazu Wendeling-Schrö-

der/Schubert 2003, S. 774f.).18 Der Vorrang der tariflichen 

vor der betrieblichen Regelungsbefugnis in § 77 Abs. 3 Be-

trVG muss gewahrt bleiben. Dementsprechend müssen in 

der Öffnungsklausel der Gegenstand und der Umfang der 

Befugnisübertragung sowie deren Adressat festgelegt sein 

(Deinert 2011b, § 10 Rn. 129). Umstritten ist dagegen, wie 

weit der Inhalt einer solchen Öffnungsklausel gehen kann. 

Dabei darf jedenfalls die Schutzfunktion der Tarifautonomie 

nicht aus den Augen verloren werden, weshalb der Tarif-

vertrag zumindest den tariflichen Normalfall regeln muss 

(ebd., Rn. 135ff.).

Auch hier zeigt sich wieder der große Stellenwert, wel-

cher der Autonomie der Tarifparteien durch die Rechtspre-

chung eingeräumt wird; erst wo die Tarifautonomie unmit-

telbar gefährdet ist, findet ein Eingreifen statt.

3.3 Institutioneller Rahmen: Tarifpluralität

Dies gilt im Prinzip auch für die Rechtsprechung zur Tarif-

pluralität. Mit seinem Urteil vom 7.7.2010 eröffnete das 

BAG19 – entsprechend dem Gesetzeswortlaut – die Mög-

lichkeit, dass im selben Betrieb mehrere Tarifverträge ne-

beneinander Geltung entfalten können. Vorher galt der 

Grundsatz der Tarifeinheit: ein Betrieb – ein Tarifvertrag. 

Kamen mehrere Tarifverträge infrage, galt der speziellere. 

Nach derzeitigem Stand ist noch schwer einzuschätzen, wie 

sich die veränderte Rechtsprechung auf die Praxis auswirkt. 

Die Hauptsorge besteht in einer „Zersplitterung der Tarif-

landschaft“ (Zwanziger 2012, § 4 Rn. 932) und einer zusätz-

lichen Schwächung der Gewerkschaften. Auf Arbeitgeber-

seite wird dagegen vor allem die Arbeitskampfpluralität, die 

mit der Tarifpluralität einhergeht, gefürchtet (dazu ausführ-

lich Deinert 2011c). Die BDA spricht sich daher für eine 

gesetzliche Verankerung der Tarifeinheit aus (BDA 2012), 

ebenso wie die Wahlprogramme der CDU/CSU  (2013, S. 23) 

und im Ergebnis auch der SPD (2013, S. 19) – der DGB hat 

dieses Ansinnen wieder aufgegeben. 

Sieht man von einigen kampfstarken Spartengewerk-

schaften im Verkehrs- und Gesundheitssektor ab, wo durch 

die Privatisierung ehemaliger Staatsbetriebe besondere Be-

dingungen herrschen, und lässt man die besonderen Prob-

leme im Bereich der Leiharbeit außen vor, so zeichnet sich 

bislang eine Zersplitterung der Gewerkschaftslandschaft 

nicht ab. Auf der anderen Seite sind durch die potenzielle 

Tarifpluralität sogar positive Impulse für den Verbands-

18 Vgl. BAg, 18.08.1987 – 1 ABR 30/86, AP nr 23 zu § 77 Be-

trVg 1972. 

19 BAg, 07.07.2010 – 4 AZR 549/08, AP gg Art. 9 nr. 140.
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tarifvertrag denkbar. Denn das Interesse des Arbeitgebers 

an möglichst einheitlichen Bedingungen sowie friedlichen 

Arbeitsbeziehungen im Betrieb kann durch die potenzielle 

Bedrohung durch häufige Arbeitskämpfe steigen und so 

einen Anreiz für die Verbandstarifbindung bieten. Dennoch 

zeigt die Anerkennung der Tarifpluralität, dass die Rechts-

ordnung dem Verbandstarifvertrag keine Privilegierung 

einräumt, sondern den Koalitionen größtmöglichen Hand-

lungsspielraum bietet.

4.  Reformperspektiven des Verbands-
tarifvertrags

Wie bereits aus dem Gesagten deutlich wird, spielt die 

Rechtsordnung eine nicht zu unterschätzende Rolle in Be-

zug auf die Stabilität des Verbandstarifvertrags. Dement-

sprechend vielfältig sind die Reformvorschläge für das Ta-

rifrecht. Je nach rechtspolitischer Intention zielen sie 

entweder auf einen Abbau oder eine Stärkung der Verbands-

tarifbindung ab. Um die unterschiedlichen Blickwinkel zu 

verdeutlichen, soll zunächst auf die Flexibilisierungsdiskus-

sion der vergangenen 20 Jahre eingegangen werden (4.1), 

bevor dann die Allgemeinverbindlicherklärung als mögli-

ches Instrument zur Stabilisierung des Verbandstarifver-

trags beleuchtet wird (4.2).

4.1 Weitere Flexibilisierung?

Nach der deutschen Wiedervereinigung bis etwa Mitte der 

2000er Jahre dominierten Forderungen nach einer Libera-

lisierung und Flexibilisierung des Tarifrechts (s. auch schon 

oben 3.2). Die damaligen Überlegungen finden sich in ku-

mulierter Form im Jahresgutachten 2002/03 des Sachver-

ständigenrats zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 

Entwicklung. Dieser forderte unter anderem eine Neuin-

terpretation des Günstigkeitsprinzips, eine Aufhebung der 

Sperrwirkung von § 77 Abs. 3 BetrVG für nicht tarifgebun-

dene Betriebe und eine gesetzliche Befristung der Nachbin-

dung und Nachwirkung (Sachverständigenrat 2002, S. 262). 

Ähnliche Ansätze verfolgten auch die damaligen Oppositi-

onsfraktionen der CDU/CSU20 und der FDP21 im Bundes-

tag und auch in der Literatur finden sich entsprechende 

Ansinnen (bspw. Picker 2002, S. 766ff.; Lesch 2005, S. 20). 

In den vergangenen Jahren ist es um diese Bestrebungen 

deutlich ruhiger geworden. Als besonders deutliches Bei-

spiel für den Frontalangriff auf den Verbandstarifvertrag 

soll dennoch kurz die Diskussion um die gesetzlichen Öff-

nungsklauseln und das Günstigkeitsprinzip geschildert wer-

den. Auch der Vorschlag über eine Befristung der Nachbin-

dung und Nachwirkung soll beleuchtet werden, da die 

Debatte darum immer noch weiterschwelt (vgl. etwa Höpf-

ner 2010, S. 2174) und diese beiden Institute besonders 

wichtige Instrumente gegen die Tarifflucht darstellen.

4.1.1  Gesetzliche Öffnungsklausel und  
Günstigkeitsprinzip 

Grundsätzlich gelten die Normen eines Tarifvertrags un-

mittelbar und zwingend zwischen einem tarifgebundenen 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer. In einem Arbeitsvertrag 

kann dementsprechend nicht zulasten eines Arbeitnehmers 

von diesen Normen abgewichen werden. Dagegen bestimmt 

§ 4 Abs. 3 TVG, dass für die Arbeitnehmer günstigere Be-

dingungen sehr wohl vereinbart werden können und Vor-

rang vor dem Tarifvertrag haben. Umstritten ist, wie beur-

teilt werden kann, welche Regelung für den Arbeitnehmer 

günstiger ist. In der Rechtsprechung und der herrschenden 

Lehre hat sich dabei der sogenannte Sachgruppenvergleich 

durchgesetzt (Franzen 2013, § 4 TVG Rn. 36). Vergleichbar 

sind demnach nur Regelungen, die sachlich denselben Re-

gelungsgegenstand betreffen, beispielsweise das Entgelt. 

Dagegen verneint das BAG die Vergleichbarkeit von Ar-

beitsentgelt und Arbeitszeit einerseits und einer Beschäfti-

gungsgarantie andererseits.22 Daher können die oben be-

schriebenen Betrieblichen Bündnisse für Arbeit (3.2.) nicht 

mit dem Günstigkeitsprinzip aus § 4 Abs. 3 TVG gerecht-

fertigt werden, sehen sie doch regelmäßig einen Verzicht 

auf einen Teil des Entgelts bzw. Arbeitszeiterhöhungen im 

Ausgleich für eine Beschäftigungsgarantie vor.

An dieser Stelle setzen die genannten Reformvorschläge 

an und verlangen eine gesetzliche Verankerung der Berück-

sichtigung der Beschäftigungssicherheit beim Günstigkeits-

vergleich oder sogar eine gesetzliche Verankerung der Be-

trieblichen Bündnisse für Arbeit.23 Eine Umsetzung der 

Vorschläge hätte höchstwahrscheinlich erhebliche Auswir-

kungen auf den Verbandstarifvertrag und eine deutliche 

Verlagerung der Kollektivverhandlungen auf die betriebli-

che Ebene zur Folge gehabt. Insbesondere die zwingende 

Wirkung des Verbandstarifvertrags wäre ausgehöhlt worden. 

Dementsprechend wird die verfassungsrechtliche Zulässig-

keit einer solchen Neuregelung in Hinblick auf Art. 9 Abs. 3 

GG angezweifelt (vgl. Nachweise bei Deinert 2012, § 4 

Rn. 652k). Rechtspolitisch war das Vorhaben ebenfalls frag-

würdig, würde doch das System der Arbeitsbeziehungen 

auf den Kopf gestellt, obwohl mit den tariflichen Öffnungs-

klauseln bereits ein verbreitetes Flexibilisierungsinstrument 

besteht, bei dem die Tarifparteien allerdings die Kontrolle 

über das Geschehen behalten (dazu Bispinck 2004). Gleich-

zeitig hätte die Gefahr einer Abwärtsspirale bestanden, mit 

großem Druck auf die Betriebsparteien, die tariflichen Be-

dingungen zu unterschreiten.

20 insb. Bt-Drs. 15/1182.

21 insb. Bt-Drs. 14/2612; 15/590; 15/1225.

22 BAg, 20.04.1999 – 1 ABR 72/98, nZA 1999, s. 887.

23 FDP-Fraktion, Bt-Drs. 15/1225.
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4.1.2 Nachbindung und Nachwirkung 

Der Sachverständigenrat forderte außerdem eine zeitliche 

Befristung der Nachbindung und Nachwirkung von Tarif-

verträgen. Durch die Nachbindung (§ 3 Abs. 3 TVG und 

§ 613 a Abs. 1 Satz 2 BGB) soll verhindert werden, dass sich 

ein Arbeitgeber während der Laufzeit eines Tarifvertrags 

einseitig aus der Tarifbindung lösen kann, indem er bei-

spielsweise aus einem Arbeitgeberverband austritt.24 

Während der Phase der Nachbindung gelten daher die 

allgemeinen Regeln des Tarifrechts mit der Folge, dass der 

Tarifvertrag beispielsweise auch auf neue Arbeitsverhältnisse 

Anwendung findet, sofern beide Parteien tarifgebunden sind 

(außer bei § 613a BGB). Die „Tarifflucht“ durch Verbands-

austritt oder die Ausgliederung von Betrieben oder 

Betriebsteilen wird damit erschwert. Endet der Tarifvertrag, 

endet auch die Nachbindung, dasselbe gilt bei einer 

Änderung des Tarifvertrags (Hanau 2012, S. 828).

Die Nachwirkung (§ 4 Abs. 5 TVG und § 613a Abs. 1 

Satz 2 BGB) beginnt dagegen erst, wenn der Tarifvertrag 

durch Ablauf der Befristung oder Kündigung endet, sie gilt 

dann aber grundsätzlich unbefristet, solange sie nicht durch 

eine andere Abmachung ersetzt wird. Die Nachwirkung 

stellt einen Anreiz dar, zumindest Verhandlungen über eine 

neue Vereinbarung zu führen und dies ohne Zeitdruck im 

Rahmen der fortwirkenden Normen tun zu können. Eine 

einseitige Entledigung der tariflichen Ordnung durch den 

Arbeitgeber ist so nicht möglich (Bepler 2012, § 4 Rn. 817). 

Die Abmachung, welche die Nachwirkung beendet, kann 

allerdings auch in einer Individualabrede bestehen. 

Nachdem früher immer wieder verfassungsrechtliche 

Bedenken gegen die Nachbindung und Nachwirkung gel-

tend gemacht worden sind (z.B. Reuter 1996, S. 208), wird 

– wie eingangs erwähnt – in jüngerer Zeit eher über ihre 

Begrenzung nachgedacht; diskutiert werden eine Befristung 

von einem halben (Sachverständigenrat 2002, S. 262) bis 

einem Jahr (Dieterich et al. 2004, S. 76). Argumentiert wird 

insbesondere in Bezug auf die Nachbindung nach § 3 Abs. 3 

TVG, dass die bei einem unbefristeten Tarifvertrag poten-

ziell ewige Nachbindung dem Arbeitgeber unzumutbar sei 

und gleichzeitig die Attraktivität der Verbände mindere 

(Höpfner 2010, S. 2174). 

Eine generelle Begrenzung der Dauer der Nachbindung 

oder Nachwirkung erscheint allerdings weder notwendig 

noch sinnvoll. Es ist gerade das Regelungsziel der Nachbin-

dung nach § 3 Abs. 3 TVG „die Flucht aus dem Tarifvertrag 

insgesamt [zu] verhindern“.25 Damit kommt diesem Instru-

ment eine wichtige Bedeutung bei der Stabilisierung des 

Verbandstarifvertrags und der Verbände selbst zu. Durch 

eine einjährige Frist würde das Instrument erheblich ge-

schwächt. Allenfalls kann für die Fälle, in denen ein (ins-

besondere Mantel-)Tarifvertrag unbefristet und ungekün-

digt fortbesteht, eine Begrenzung auf fünf Jahre angedacht 

werden, wobei sich eine Analogie zu § 624 BGB anbieten 

würde (vgl. Lorenz 2012, § 3 Rn. 115; auf eine andere Rechts-

grundlage abstellend Höpfner 2010, S. 2177). Da die Phase 

der Nachwirkung nach § 4 Abs. 5 TVG sowieso jederzeit 

durch individuelle Vereinbarung beendet werden kann, be-

steht hier noch weniger ein Bedürfnis für eine Begrenzung. 

Der Arbeitgeber ist in diesem Fall nicht von einer Kündi-

gung des Tarifvertrags durch die Tarifparteien abhängig. 

4.2 Außenseitererstreckung

Mit der Nachbindung und Nachwirkung sind bereits zwei 

Instrumente angesprochen, die eine Geltung von Tarifnor-

men auch für Personen auslösen, die nicht (mehr) Mitglied 

einer Tarifpartei sind. Voraussetzung ist allerdings, dass 

einmal eine solche Mitgliedschaft bestanden hat. Denkt 

man über eine Stabilisierung des Verbandstarifvertrags nach, 

stellt sich die Frage nach der Ausdehnung der Tarifnormen 

auch auf Nichtmitglieder (Außenseiter).

4.2.1 Formen der Außenseitererstreckung

Damit die Rechtsnormen eines Verbandstarifvertrags auf 

ein konkretes Arbeitsverhältnis unmittelbar anwendbar 

sind, müssen sowohl Arbeitgeber wie auch Arbeitnehmer 

Mitglied des tarifschließenden Verbandes bzw. der tarif-

schließenden Gewerkschaft sein (§§ 3 Abs. 1, 4 Abs. 1 TVG). 

Tarifgebundene Arbeitgeber haben allerdings üblicherweise 

ein Interesse daran, den Tarifvertrag auf die ganze Beleg-

schaft und nicht nur die Gewerkschaftsmitglieder anzuwen-

den. So erreichen sie einerseits einheitliche Arbeitsbedin-

gungen im Betrieb und schaffen andererseits keinen Anreiz 

zum Gewerkschaftsbeitritt für die Außenseiter. Der Tarif-

vertrag wirkt auf das Arbeitsverhältnis in diesem Fall jedoch 

ausschließlich vermittelt über den Arbeitsvertrag. 

Daneben bestehen gesetzliche Instrumente, über die 

eine unmittelbare Außenseitererstreckung erreicht wird. Zu 

nennen ist hier zunächst die Allgemeinverbindlicherklärung 

(AVE) des Tarifvertrags gemäß § 5 Abs. 1 TVG. Das Bun-

desministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) kann einen 

Tarifvertrag nach dieser Vorschrift unter den drei Voraus-

setzungen für allgemeinverbindlich erklären, 

– dass die Vertreter der Spitzenorganisationen der Arbeit-

geber und Arbeitnehmer der AVE zugestimmt haben, 

– dass die tarifgebundenen Arbeitgeber nicht weniger als 

50 % der unter den Geltungsbereich des Tarifvertrags fal-

lenden Arbeitnehmer beschäftigen und 

– dass die AVE im öffentlichen Interesse liegt. 

Die beiden letztgenannten Kriterien sind dann nicht erfor-

derlich, wenn ein sozialer Notstand besteht. Ein solcher 

wurde bis dato jedoch noch nie angenommen.

24 Vgl. BAg, 17.05.2000 – 4 AZR 363/99, AP nr 8 zu § 3 tVg 

Verbandsaustritt. 

25 Vgl. BAg, 10.12.1997 – 4 AZR 247/96, nZA 1998, s. 484.
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Die zweite wichtige Form der AVE findet sich in § 7 

Arbeitnehmerentsendegesetz (AEntG). Per Rechtsverord-

nung wird hier ein verbindliches Mindestniveau in Bezug 

auf alle in- und ausländischen Arbeitnehmer in ihrem Gel-

tungsbereich erzeugt. Die Erstreckung auf ausländische 

Arbeitnehmer ist insofern bedeutsam, als nach der Recht-

sprechung des BAG auf ausländische Arbeitnehmer ein nach 

§ 5 Abs. 1 TVG für allgemeinverbindlich erklärter Tarifver-

trag ansonsten gemäß Art. 3 und 8 Rom I-Verordnung26 

keine Anwendung findet (Deinert 2013, S. 205ff.).27 Im Ge-

gensatz zur AVE nach § 5 Abs. 1 TVG besteht hier außerdem 

keine Blockademöglichkeit durch die Spitzenorganisationen. 

Allerdings ist der Anwendungsbereich des AEntG auf be-

stimmte Branchen beschränkt (§ 4 AEntG).

Eine dritte Form der AVE sieht neuerdings § 3a AÜG 

vor (s. oben 3.1). Daneben existieren noch andere Formen 

der Außenseitererstreckung, beispielsweise sogenannte Be-

triebsnormen oder betriebsverfassungsrechtliche Normen, 

die kraft gesetzlicher Anordnung stets einheitlich im Betrieb 

gelten (§ 3 Abs. 2 TVG), auf die an dieser Stelle allerdings 

nicht weiter eingegangen werden kann.

4.2.2 Rechtspolitische Debatte

In der Debatte um eine Stabilisierung des Tarifvertragssys-

tems kommt der AVE eine besondere Bedeutung zu. Prak-

tisch alle EU-Staaten, in denen die AVE oder vergleichbare 

Instrumente häufig eingesetzt werden, weisen eine höhere 

(größtenteils sogar deutlich höhere) Reichweite der Tarif-

bindung auf als Deutschland (Schulten 2012, S. 491ff.). Da-

gegen wird das Potenzial der AVE in Deutschland kaum 

genutzt, lediglich 506 der insgesamt rund 68.000 Tarifver-

träge sind für allgemeinverbindlich erklärt.28 

Auch wenn diese Zahlen in den 1990er Jahren noch 

höher lagen, war die AVE auch damals schon eher eine 

Randerscheinung (Bispinck 2012, S. 499). Dennoch war sie 

damals deutlicher Kritik ausgesetzt, insbesondere aufgrund 

ihrer Kartellwirkung und ihrer angeblich negativen beschäf-

tigungspolitischen Auswirkungen. Daraus wurde dann die 

Forderung abgeleitet, die AVE entweder zu beschränken 

oder ganz abzuschaffen (vgl. etwa FDP-Fraktion29; Lesch 

2005, S. 19f.; Monopolkommission30).

Dieser Vorschlag ist allerdings in der Wissenschaft weit-

gehend auf Ablehnung gestoßen (Dieterich et al. 2004, 

S. 74f.). Dagegen hat die Debatte um eine Erleichterung der 

Voraussetzungen für die AVE in Wissenschaft (bspw. Hanau 

2011, S. 10; Bispinck 2010, S. 485ff.; Däubler 2012 b, S. 511ff.; 

Zachert 2003, S. 413f.), Politik (Vorlagen der Fraktionen 

von SPD31, Bündnis 90/Die Grünen32 und Die Linke33) und 

Gewerkschaften (vgl. DGB-Bundesvorstand 2012) in den 

letzten Jahren deutlich an Fahrt aufgenommen.

Neben dem Ziel, den Schutz der Arbeitnehmer in tarif-

losen Betrieben durch ein Unterbinden des Wettbewerbs 

über die Arbeitsbedingungen zu gewährleisten, erhofft man 

sich dabei auch eine stabilisierende Wirkung für die Ver-

bände. Ein Verbandsaustritt oder eine OT-Mitgliedschaft 

sind wenig attraktiv, wenn die Tarifgebundenheit aufgrund 

der AVE sowieso eintritt oder bestehen bleibt (Behrens 2011, 

S. 179). Der mittelbare Druck, der hiervon auf die Arbeit-

geber ausgehen könnte, Mitglied eines Arbeitgeberverban-

des zu werden, ist nach Ansicht des BVerfG verfassungs-

rechtlich unbedenklich.34

Die wichtigsten Vorschläge, die in diesem Zusammen-

hang diskutiert werden, sind neben anderen eine Senkung 

oder Abschaffung des 50 %-Quorums, Reformen des Tarif-

ausschusses, eine Konkretisierung des öffentlichen Interes-

ses, eine einheitliche Zuständigkeit der Arbeitsgerichtsbar-

keit sowie eine Ausdehnung des AEntG (als Überblick bspw. 

Däubler 2012 b, S. 511ff.). Eine Auseinandersetzung mit 

allen Punkten kann hier nicht geleistet werden, daher sollen 

nur drei Punkte herausgegriffen werden.

Insbesondere das 50 %-Quorum erweist sich angesichts 

der abnehmenden Tarifbindung in der Praxis oft als un-

überbrückbare Hürde. Daher fordern bspw. die SPD-Frak-

tion  und der DGB eine vollständige Abschaffung, andere 

wie z.B. die Fraktion von Bündnis 90/Die Grünen aber auch 

Stimmen aus der Wissenschaft sprechen sich zumindest für 

eine Senkung auf 40 – 45 % aus (so etwa Zachert 2003, 

S. 414). Das Quorum verhindert, dass die AVE dort zum 

Zuge kommt, wo sie besonders dringend gebraucht würde, 

nämlich in Bereichen mit niedrigem Organisationsgrad. 

Verfassungsrechtlich geboten ist es nicht und spielt dem-

entsprechend in der BVerfG-Rechtsprechung zur AVE kei-

ne Rolle (so auch Hanau 2011, S. 10).35 Das BVerfG 

26 Verordnung (eg) nr. 593/2008 des europäischen Parla-

ments und des Rates vom 17.6.2008 über das auf vertragli-

che schuldverhältnisse anzuwendende Recht (Rom i), Abl. 

l 177/6 vom 4.7.2008.

27 Vgl. BAg, 09.07.2003 – 10 AZR 593/02, AP nr 261 zu § 1 tVg 

tarifverträge: Bau.

28 stand: 1. Juli 2013; aktuelle Zahlen sind abrufbar unter: 

http://www.bmas.de/De/themen/Arbeitsrecht/tarifvertrae-

ge/inhalt.html.

29 FDP-Fraktion, Bt-Drs. 14/2612, s. 4.

30 Vgl. Zehntes Hauptgutachten der monopolkommission 

1992/1993. Bt-Drs. 12/8323, s. 380.

31 Bt-Drs. 17/8459.

32 Bt-Drs. 17/4437.

33 Bt-Drs. 17/8148.

34 Vgl. BVerfg, 29.12.2004 – 1 BvR 2582/03 u.a., nZA 2005, 

153, 155.

35 Vgl. BVerfg, 15.07.1980 – 1 BvR 24/74 u.a., AP nr 17 zu § 5 

tVg.
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hat sogar explizit offen gelassen, ob auch Lösungen mit 

stärkerem staatlichen Einfluss als die bestehende Regelung 

Bestand haben könnten.36 Es ist daher vertretbar, das Quo-

rum ganz zu streichen, zumal das BMAS für eine AVE stets 

ein öffentliches Interesse feststellen muss. 

Die zweite große Hürde für die Allgemeinverbindlich-

erklärung stellte in der Vergangenheit immer wieder der 

Tarifausschuss dar, weil es dort möglich ist, dass die Vertre-

ter einer Spitzenorganisation ihr Veto gegen die AVE ein-

legen. Insbesondere die BDA wirkt dabei auf einen mög-

lichst restriktiven Einsatz der AVE hin (Behrens 2011, 

S. 182). Während der Vorschlag der Fraktion Die Linke 

faktisch auf eine Abschaffung des Tarifausschusses hinaus-

laufen würde, fordern die Fraktionen von Bündnis 90/Die 

Grünen und der SPD eine Beteiligung der Tarifparteien der 

Branche, daneben wird über eine Einführung des Mehr-

heitsprinzips nachgedacht (bspw. Zachert 2003, S. 417). 

Dieses gepaart mit einer Beteiligung der Branchenvertreter 

würde die Blockademöglichkeit erschweren und zugleich 

eine bessere Branchenanbindung ermöglichen, was eine 

verfahrenstechnische Verbesserung darstellen würde. Über-

legenswert ist zudem der Vorschlag des DGB, danach zu 

differenzieren, ob der Antrag nur von einer oder von beiden 

Tarifparteien eingebracht worden ist. Ist er von beiden ein-

gebracht worden, könnte er nur mit der Mehrheit der Stim-

men abgelehnt werden, Anträge von nur einer Tarifpartei 

bedürften der Zustimmung des Tarifausschusses.

Ebenfalls sinnvoll ist eine Ausdehnung des AEntG auf 

alle Branchen, wie dies der DGB sowie die Fraktionen von 

Bündnis 90/Die Grüne und Die Linke fordern, da nur so 

ein Mindestniveau auch für ausländische Betriebe erreicht 

werden kann. Rechtliche Bedenken bestehen angesichts der 

BVerfG-Rechtsprechung zur Zulässigkeit des AEntG nicht.37

5. Ausblick

Die Stabilisierung des Verbandstarifvertrags ist in erster 

Linie eine organisationspolitische Aufgabe der Verbände. 

Dies befreit die Rechtsprechung und die Gesetzgebung al-

lerdings nicht davon, in ihrem Zuständigkeitsbereich eben-

falls stabilisierend auf die Tarifautonomie und den Ver-

bandstarifvertrag als ihren wichtigsten Ausdruck in der 

Praxis einzuwirken.

Insgesamt zeigt sich nämlich tatsächlich ein äußerst wi-

dersprüchliches Bild von Impulsen, welche die Rechtsord-

nung an die Stabilität des Verbandstarifvertrags sendet. 

Soweit diese Widersprüchlichkeit im System selbst angelegt 

ist, muss sie bis zu einem gewissen Grad akzeptiert werden. 

So ist beispielsweise die geänderte Rechtsprechung zur Ta-

rifpluralität lediglich Ausdruck der gesetzlichen und ver-

fassungsrechtlichen Ordnung: Den tariffähigen Koalitionen 

darf das Recht zum Abschluss eines Tarifvertrags nicht ge-

nommen werden. Ähnliches gilt auch in Hinblick auf tarif-

liche Öffnungsklauseln, die Ausdruck tariflicher Regelungs-

macht sind. In einem stabilen Tarifvertragssystem sind 

solche Erscheinungen allerdings auch nicht besonders pro-

blematisch. Zum Problem werden sie aber dann, wenn der 

stabile Rahmen nicht mehr besteht. 

Wie die eingangs zitierten Zahlen belegen, geht dieser 

Rahmen immer weiter verloren. Mehrere gesetzgeberische 

Reformen im Arbeits- und Sozialrecht haben ihren Beitrag 

hierzu geleistet. Zu denken ist dabei etwa an die AÜG-Re-

form 2003, den Ausbau des Niedriglohnsektors Anfang der 

2000er Jahre oder auch die veränderten Zumutbarkeitsrege-

lungen in § 140 Abs. 2 Sozialgesetzbuch, Drittes Buch (SGB 

III), nach denen ein Arbeitsloser anders als zuvor eine Stel-

le nicht mehr deswegen ablehnen kann, weil sie untertariflich 

vergütet wird (dazu Steinmeyer 2009, § 140 SGB III Rn. 64f.). 

Gleichzeitig sind auf neue Phänomene wie die Werkvertrags-

modelle noch keine befriedigenden Antworten gefunden.38

Will man den Verbandstarifvertrag als zentrales Instru-

ment zur Festlegung der Arbeitsbedingungen erhalten, sind 

dementsprechend deutliche Signale gefordert, insbesonde-

re ein klares politisches Bekenntnis zum Verbandstarifver-

trag und eine darauf ausgerichtete Rechtssetzung. Zwar gibt 

es in den vergangenen Jahren durchaus vereinzelte Ansätze, 

den Verbandstarifvertrag zu stärken, genannt seien etwa 

der vergrößerte Anwendungsbereich des AEntG, die (ver-

haltene) Reform des AÜG 2011 oder die hier noch gar nicht 

angesprochenen Tariftreuegelungen in mehreren Bundes-

ländern, die eine Einhaltung des Tarifniveaus zumindest 

im öffentlichen Auftragswesen bezwecken.39 Sie haben al-

lerdings bislang noch nicht zu einer Trendumkehr geführt. 

Ein erster Ansatzpunkt für ein klares Signal zum Gegen-

steuern kann die AVE bilden. Ob und wie in der kommenden 

Legislaturperiode Reformen in diesem Bereich erfolgen wer-

den, hängt sicher auch mit dem Ausgang der Bundestags-

wahlen zusammen. Vonseiten der juristischen und politischen 

Öffentlichkeit scheint jedenfalls Offenheit für Veränderungen 

zu bestehen, was die verschiedenen Vorschläge aus diesem 

Bereich unterstreichen. Die Stimmen, die noch bis Mitte des 

vorangegangenen Jahrzehnts laut für eine Abschaffung der 

AVE plädierten, sind dagegen deutlich leiser geworden. 

Damit können die Reformbemühungen jedoch nicht ihr 

Bewenden haben. Vor allem scheint eine stärkere Regulie-

rung des Drittpersonaleinsatzes erforderlich, um die schlei-

chende Erosion des Verbandstarifvertrags aufzuhalten, dies 

36 Vgl. BVerfg, 24.05.1977 – 2 Bvl 11/74, AP tVg § 5 nr. 15.

37 Vgl. BVerfg, 18.07.2000 – 1 BvR 948/00, nZA 2000, 948.

38 erste Regulierungsvorschläge liegen aber bereits vor: An-

trag Bündnis 90/Die grünen: Bt-Drs. 17/7482; Antrag Die 

linke: Bt-Drs. 17/7220; Antrag sPD-Fraktion: Bt-Drs. 

17/12378; DgB Bundesvorstand, 02.10.2012.

39 siehe Übersicht auf http://www.boeckler.de/index_tarif-

treue.htm.
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